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 Polizeieinsatz in Bochum am 17.11.2025 (beantragt von den Fraktionen von 

SPD und FDP [siehe Anlage]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Die Sitzung wird vereinbarungsgemäß per Videostream 
live im Internet übertragen. Ich möchte darauf hinweisen, dass dieser heute sowohl mit 
einer Gebärdendolmetschung als auch einer Untertitelung verfügbar ist. 

Herzlich willkommen in den Reihen des Innenausschusses heiße ich Marcel Hafke. 

(Heiterkeit von Marcel Hafke [FDP]: Hallo!) 

Minister Herbert Reul (IM): Ich bin sehr dankbar für die heutige Sondersitzung der 
beiden Ausschüsse, denn es ist klar, dass Ihnen nach dem Einsatz in der Nacht vom 
16. auf den 17. November in Bochum viele Fragen unter den Nägeln brennen. Das 
geht mir genauso. Wenn ein Einsatz, bei dem es darum geht, ein zwölfjähriges Mäd-
chen zu suchen und zu retten, damit endet, dass eben dieses Kind lebensgefährlich 
verletzt wird, ist das mehr als tragisch. Das macht mich, jeden von uns, jeden der 
Beteiligten, jeden, der davon liest, erst einmal betroffen. Ich habe heute Morgen erfah-
ren, dass das Mädchen aktuell wach und ansprechbar ist. Das ist eine gute Nachricht. 
Mehr kann ich dazu nicht sagen, darum wurde gebeten. Ich wünsche dem verletzten 
Mädchen – vermutlich im Namen von uns allen –, dass es schnell wieder gesund wird. 
Das ist das Wichtigste. 

Vorab: Ich begrüße es sehr, dass die heutige Sitzung seitens des Landtags im Li-
vestream von einem Gebärdendolmetscher begleitet wird. Wir hatten uns das als Po-
lizei auch überlegt. Danke, dass das funktioniert. 

Der Einsatz ist erst knapp zwei Wochen her, das Ermittlungsverfahren läuft daher lo-
gischerweise noch. Ermittelt wird nicht vom Polizeipräsidium in Bochum, wo dieser 
Einsatz stattgefunden hat, sondern von Beamtinnen und Beamten des Polizeipräsidi-
ums Essen. Wegen der Unabhängigkeit machen wir das in der Polizei seit einigen 
Jahren so. Viele der Fragen, die Sie haben, die ich habe, die die Öffentlichkeit hat, 
werden erst im Laufe des Ermittlungsverfahrens zu beantworten sein. Herr Oberstaats-
anwalt Kluck wird gleich über die bisherigen Erkenntnisse der Staatsanwaltschaft be-
richten können. Ich glaube, das ist klüger, dann haben Sie auch direkt die Sicht von 
der Seite. Frau Ministerin Paul wird bei all den Punkten ergänzen, bei denen es um 
kinder- und jugendpflegerische Hintergründe geht. Ich will gerne versuchen, den Teil, 
von dem ich weiß und zu dem ich heute etwas sagen kann, kurz zusammenzufassen. 

Der Polizeieinsatz begann am Sonntag, 16. November, um 17:08 Uhr. Hintergrund: 
Das zwölfjährige Mädchen wurde bei der Polizei in Münster durch eine Mitarbeiterin 
einer pädagogischen Wohngruppe als vermisst gemeldet. Sie wurde dort zuletzt am 
Sonntagmittag gesehen. Dort war die Zwölfjährige übrigens untergebracht, weil der 
Mutter das Sorge- und das Aufenthaltsbestimmungsrecht entzogen worden war. Die 
Vormundschaft wurde durch eine Mitarbeiterin des Jugendamtes in Bochum übernom-
men. Der Vormund wurde von einer Mitarbeiterin der pädagogischen Wohngruppe 
über die Vermisstenanzeige in Kenntnis gesetzt. 
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Wie Sie vermutlich schon der Presse entnommen haben, sind das Kind, die Mutter und 
der Bruder gehörlos. Bei Vermisstenfällen mit Kindern gilt bei der Polizei immer die 
höchste Alarmstufe, weil sie besonders schutzbedürftig sind. Wo bei Erwachsenen, 
die ja selbstbestimmter unterwegs sind, Hinweise auf eine konkrete Gefährdung dazu-
kommen müssen, geht die Polizei bei Kindern vorsichtshalber immer erst einmal vom 
Schlimmsten aus. Das ist in der Polizeidienstvorschrift 389 geregelt. Konkret heißt das: 
Die Polizei hat in solchen Fällen alle Hebel in Bewegung zu setzen, um zu ermitteln, 
wo das vermisste Kind aktuell ist, warum es dort ist und ob eine Straftat dahintersteckt. 
Auf gut Deutsch: Die Aufgabe ist, zu suchen und zu retten. 

Es gab in Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr über 5.500 Fälle von vermissten 
Kindern. Das ist also keine absolute Seltenheit, und in vielen Fällen kommen die ver-
missten Kinder wenig später von selbst wieder nach Hause, aber die Polizei nimmt 
diese Fälle immer sehr ernst. 

Bei dem zwölfjährigen Mädchen war das übrigens nicht die erste Vermisstenanzeige. 
Mir wurde aus Münster allein für dieses Jahr von acht Fällen berichtet, im Jahr 2023 
gab es drei Fälle, weitere drei Fälle aus Bochum. All diese Fälle sind aber ohne Kon-
flikte, ohne Zwischenfälle aufgeklärt worden. Mal hat die Polizei die Vermisste im 
Stadtgebiet oder im Bahnhof angetroffen, mal bei der Mutter. In einigen Fällen ist sie 
auch selbstständig in die Wohngruppe zurückgekehrt. Das war also kein Einzelfall. 
Das ist immer gut verlaufen, wurde aber auch immer ernst genommen. 

Das hat die Polizei Münster in diesem Fall auch gemacht. Um 17:24 Uhr wurde die 
Polizei Bochum gebeten, zur Wohnanschrift der Mutter zu fahren. Es gab Hinweise 
der Mitarbeiterin der pädagogischen Wohngruppe, dass sich das Mädchen dort auf-
halten könnte. Um 17:32 Uhr wurde zum ersten Mal ein Streifenwagen zu dieser Ad-
resse geschickt. Es wurde aber niemand angetroffen, und auch auf Klingeln und Klop-
fen wurde nicht reagiert. Parallel dazu hat die Polizei Münster weitergearbeitet, das 
heißt, Vermisstenanzeige gefertigt, Fahndungsausschreibung veranlasst und weitere 
Ermittlungen durchgeführt. Es gab auch nochmals Kontakt mit der Mitarbeiterin der 
pädagogischen Wohngruppe, die berichtete, dass sie auch mit der Mutter in Kontakt 
stehe. Es gab die Aussage, dass sich Mutter und Tochter in der Wohnung der Mutter 
befänden und dass das auch bis zum Abend, bis gegen 21 Uhr, von der Wohngruppe 
geduldet werde. Auch war bekannt, dass die Zwölfjährige lebenswichtige Medika-
mente einnehmen muss. Das wissen Sie sicher aus der Presse. Ich darf dazu aus 
Gründen des Persönlichkeitsschutzes nicht mehr sagen. Nur so viel: Das Verabrei-
chen dieser Medikamente war wichtig, weil sonst Lebensgefahr hätte eintreten kön-
nen. Dabei ging es nicht um eine minutengenaue Dosierung, aber es wurde schon 
klar, dass die Medikamente – um es mal ungefähr zu benennen – noch im Laufe dieser 
Nacht hätten verabreicht werden müssen. 

Um 22:39 Uhr wurde ein zweiter Versuch gestartet, der aber ebenfalls keinen Erfolg 
brachte. Es wurde entschieden, ein drittes Mal zur Wohnanschrift der Mutter zu fahren 
und die Wohnung wegen der oben beschriebenen Gefahrensituation hinsichtlich der 
Uhrzeit bzw. der Dauer nun auch zu durchsuchen. Zwei Streifenwagen der Polizei 
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Bochum, besetzt mit vier Polizeibeamten, sind in der Nacht um 00:33 Uhr erneut zur 
Wohnung geschickt worden. 

Was dort abgelaufen ist, ist Teil des Ermittlungsverfahrens. Weil letztlich nur die Fami-
lienmitglieder auf der einen Seite und die Polizeibeamten auf der anderen Seite die 
Situation unmittelbar mitbekommen haben, ist es sehr schwierig, die Aussagen durch 
unbeteiligte Zeugen zu überprüfen, da es die nicht gibt. Das erklärt auch, warum aktu-
ell noch unterschiedliche Versionen im Raum stehen könnten. Was ich sagen kann, 
was wir kennen, ist eine Version. 

Die Beamten vor Ort haben jedenfalls wieder geklingelt und geklopft, hatten aber er-
neut keinen Erfolg dabei, in die Wohnung zu gelangen. Allerdings konnten sie dieses 
Mal hinter der geschlossenen Wohnungstür Geräusche ausmachen. Da es darum 
ging, dem Mädchen zu helfen, wurde ein Schlüsseldienst beauftragt, der die Woh-
nungstür öffnen sollte. Es dauerte natürlich eine Weile, bis der da war. Noch bevor der 
kam, öffnete die Mutter die Wohnungstür, war aber laut Bericht – um es behutsam zu 
formulieren – nicht gerade kooperativ. Deshalb wurde sie vor der Wohnung fixiert, um 
in der Wohnung nach dem zwölfjährigen Mädchen suchen zu können. In dieser Situa-
tion kam es dann wohl dazu, dass die Zwölfjährige nach Messern gegriffen hat. Damit 
hat sie auch ihren deutlich älteren Bruder bedroht. Zunächst haben sich die Polizisten 
in den Hausflur zurückgezogen. Wie Sie wissen, kam es in der Folge im Treppenhaus 
des Mehrfamilienhauses zum Einsatz des Tasers und der Schusswaffe. Hinsichtlich 
der Frage, welche Umstände dazu geführt haben, dass der Einsatz so verlaufen ist, 
wird Herr Oberstaatsanwalt Kluck gleich zum gegenwärtigen Ermittlungsstand ausführen. 

Vorher noch einige Anmerkungen von mir: Selbstverständlich haben wir schon vor der 
Beantragung der Sondersitzung und parallel zu den staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen eine umfassende Einsatznachbereitung angeordnet, das heißt, nicht nur die 
beteiligten Polizeibehörden, sondern auch die Fachleute vom LZPD schauen sich den 
Fall genau an. Natürlich möchte ich, unabhängig von der strafrechtlichen Frage, genau 
wissen, was bei diesem Einsatz passiert ist. 

Es stellen sich einige Fragen, es stellen sich immer Fragen. Eine Frage, die auch 
schon in der Öffentlichkeit angekommen ist, beschäftigt sich mit den Bodycams. 

Es gibt aber noch andere, zum Beispiel danach, wie Polizeibeamte eigentlich mit Men-
schen umgehen, die gehörlos sind. Auf der Dolmetscherliste in den Leitstellen – die 
kennen Sie – stehen auch Gebärdendolmetscher. Aber sind die in der Nacht erreich-
bar? Und welche Gebärdensprachen werden von ihnen abgedeckt? Es gibt ja Hun-
derte verschiedene. Ich werde mich dazu in der nächsten Woche übrigens mit dem 
Deutschen Gehörlosen-Bund und dem Landesverband der Gehörlosen und Gebär-
densprachengemeinschaft austauschen. 

Eine weitere Frage: Gibt es bei der Aus- und Fortbildung der Polizei vielleicht noch 
Möglichkeiten, auf Fälle wie diesen besser vorzubereiten? Polizistinnen und Polizisten 
begegnen bei ihren Einsätzen allerdings ständig neuen Herausforderungen, begeben 
sich in immer neue Situationen. Deswegen ist das eine schwierige Frage. 
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Selbstverständlich hat die Polizei sofort Angebote vermittelt, um die Geschädigte und 
die Angehörigen notfallseelsorgerisch anzubinden. Das ist immer wichtig, aber gerade 
in diesem Fall, der so tragisch endete. 

Für eine Bewertung des Vorgangs ist es noch viel zu früh. Das hilft uns nicht. Deswe-
gen bitte ich darum, nicht damit anzufangen, zu spekulieren. Das hat uns auch der Fall 
„Dortmund“ gelehrt. Der Einsatz der Schusswaffe kann gerechtfertigt sein, er kann 
auch gegen eine Zwölfjährige gerechtfertigt sein. Wir wissen alle, wie gefährlich das 
Tatmittel Messer sein kann. In solchen Situationen geht es aber immer auch um das 
individuelle Erleben, aufseiten der Betroffenen, ihrer Familien, aber auch der Polizis-
ten. Auch wenn wir am liebsten schon heute absolute Klarheit und eine abschließende 
Bewertung hätten, hilft uns, wenn wir es wirklich sauber beurteilen wollen, nur Geduld. 
Auch wenn es schwerfällt, sollten wir den Ermittlungsbehörden, der Polizei Essen, der 
Staatsanwaltschaft, Zeit für gründliche Ermittlungen geben. 

Das Einzige, was schon klar sein dürfte, ist wohl, dass in diesem Fall keiner der Betei-
ligten im Vorfeld mit diesem Verlauf des Einsatzes gerechnet hat. Ich bin mir sicher, 
dass sich auch die eingesetzten Polizistinnen und Polizisten, vor allem der Schütze, 
einen anderen Ausgang gewünscht hätten. Es geht nicht spurlos an einem Polizisten 
vorbei, wenn er ein Mädchen durch einen Schuss lebensgefährlich verletzt, vielmehr 
arbeitet das in ihm. Ich glaube, das ist klar. 

Zu den Einzelheiten der Geschehnisse in der Wohnung bzw. im Treppenhaus kann 
hoffentlich, vermutlich der Oberstaatsanwalt detaillierter ausführen. Dazu habe ich 
mich deswegen zurückgehalten. 

OStA Benjamin Kluck (JM): Die Leitende Oberstaatsanwältin in Bochum hat dem 
Ministerium der Justiz unter dem 21.11.2025 zu dem im Anmeldungsschreiben thema-
tisierten Sachverhalt unter anderem wie folgt berichtet – wobei im Hinblick auf die lau-
fenden Ermittlungen und den Persönlichkeitsschutz der Betroffenen die näheren An-
gaben zu Örtlichkeiten und Gesundheitsdaten hier nicht mitgeteilt werden und es bei 
der Wiedergabe dementsprechend zu Auslassungen kommen kann –: 

Bei der Staatsanwaltschaft Bochum ist ein Ermittlungsverfahren gegen zwei Polizeibe-
amte des Polizeipräsidiums Bochum anhängig, wobei einem Beamten, B1, versuchter 
Totschlag und anderes und dem anderen, B2, Körperverletzung im Amt vorgeworfen 
werden.  

Gegenstand des Verfahrens ist ein Polizeieinsatz mit Schusswaffengebrauch am 
17.11.2025 in Bochum, bei dem eine Zwölfjährige lebensgefährlich verletzt wurde. 
Nach bisherigem Stand der Ermittlungen liegt dem folgendes Geschehen zugrunde: 

Die Zwölfjährige ist wie auch ihr erwachsener Bruder und ihre Mutter gehörlos. Die 
Kommunikation erfolgt regelmäßig in Gebärdensprache. Der Mutter wurde in der Ver-
gangenheit das Sorgerecht sowie das Aufenthaltsbestimmungsrecht für ihre Tochter 
entzogen, da sie das Management nicht zuverlässig zu gewährleisten vermochte, was in 
der zurückliegenden Zeit zu Notfallsituationen geführt hatte. Die Zwölfjährige war daher 
in einer Jugendwohngruppe fremduntergebracht, wo sie jedoch seit dem 16.11.2025 
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unentschuldigt abgängig war. Sie wurde daher, wie in der Vergangenheit bereits häu-
figer der Fall, vonseiten der Einrichtung bei der Polizei als vermisst gemeldet, wobei 
auf ihre Vorerkrankung hingewiesen wurde. 

Aus diesem Anlass begaben sich vier uniformierte Polizeibeamte des Polizeipräsidi-
ums Bochum, darunter B1 und B2, am 17.11.2025 gegen 00:30 Uhr zu der in Bochum 
gelegenen Wohnung der Mutter, dem mutmaßlichen Aufenthaltsort der Zwölfjährigen. 
Dort machten sie angesichts der bekannten Einschränkungen, der Gehörlosigkeit, auf 
sich aufmerksam, indem sie mit Taschenlampen in die zur Wohnung gehörende Fens-
ter leuchteten. Nachdem ihnen ein Nachbar Zutritt zum Wohngebäude gewährt hatte, 
aber den Polizeibeamten trotz aus der Wohnung dringender Geräusche die Woh-
nungstür nicht geöffnet wurde, forderten sie einen Schlüsseldienst zur Öffnung der 
Wohnungstür an. 

Noch vor dessen Eintreffen öffnete die Mutter den Beamten gegen 01:30 Uhr die Woh-
nungstür. Nach vergeblichen Versuchen, die emotional aufgebrachte Mutter verbal 
und mit Gesten zum Verlassen der Wohnung zu bewegen, wurde sie von einem Be-
amten, vermutlich B4, aus der Wohnung gezogen. Da sie versuchte, sich loszureißen 
und um sich schlug, wurde sie im weiteren Verlauf von B4 auf dem Treppenabsatz 
links neben der Wohnungstür zu Boden gebracht, wobei er von dem hinzutretenden 
B2 unterstützt wurde. 

Währenddessen zog sich die in der Diele aufhältige Zwölfjährige, die den Polizeiein-
satz wahrgenommen hatte, gemeinsam mit ihrem Bruder in die Küche zurück. Die Tür 
wurde von innen geschlossen. Kurz darauf betraten B1 und B3 die Wohnung. Sie nah-
men aus der verschlossenen Küche Geräusche wahr, die für sie auf das hastige Öff-
nen von Schubladen und das Wühlen nach Messern schließen ließen. Die beiden Be-
amten warnten ihre im Treppenhaus bei der Mutter verbliebenen Kollegen B2 und B4 
daraufhin lautstark vor einer möglichen Bedrohungslage mit einem Messer. Daraufhin 
zog sich B4 auf die abwärtsführende Treppe zurück, während sich B2 auf die nach 
oben führende Treppe begab. Etwa zeitgleich verließen B1 und B3 die Wohnung und 
zogen sich auf die nach unten führende Treppe oberhalb von B4 zurück. Ungefähr auf 
der zweiten Stufe unterhalb des Treppenabsatzes und in einer Entfernung von ge-
schätzt zwei Metern zielten beide mit der Schusswaffe in Richtung der offenstehenden 
Wohnungstür. Der auf der nach oben führenden Treppe postierte B2 zielte während-
dessen mit dem dienstlichen Distanzelektroimpulsgerät – nachfolgend DEIG – in die-
selbe Richtung. 

Unmittelbar auf die Beamten folgend, erschien die Zwölfjährige, die zuvor in der ver-
schlossenen Küche kurzzeitig auch ihren Bruder mit einem Messer bedroht hatte, im 
Türrahmen der Wohnungstür und bewegte sich weiter in Richtung der Beamten. Dabei 
hielt sie zwei größere Küchenmesser in ihrer ausgestreckten linken Hand, deren Klin-
gen in Richtung der Beamten zeigten. Bei den Messern handelte es sich um Küchen-
messer mit Klingenlängen von ca. 14 bzw. 16 cm. Eines der Messer, der Gattung nach 
ein Käsemesser, verfügte an der Spitze über zwei Zinken, bei dem anderen Messer 
handelte es sich um ein spitz zulaufendes Küchenmesser mit glattem Schliff. 
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Daraufhin gab B1 einen Schuss aus seiner Dienstwaffe ab, der die Zwölfjährige im 
Brustbereich traf, etwa zeitgleich setzte B2 das DEIG ein. Die Zwölfjährige ging da-
raufhin zu Boden. Sie erlitt infolge des Schusswaffeneinsatzes einen Durchschuss im 
Brustbereich. Ob auch der Einsatz des DEIG zu Verletzungen geführt hat, ist noch 
nicht bekannt. 

Die Beamten forderten den Rettungsdienst an und leiteten die medizinische Erstver-
sorgung ein. Die Zwölfjährige wurde dem Universitätsklinikum zugeführt, wo sie noch 
am 17.11.2025 notoperiert wurde. Ihr Gesundheitszustand wird derzeit als kritisch be-
schrieben, es besteht weiterhin Lebensgefahr. Ein weiterer operativer Eingriff hat zwi-
schenzeitlich stattgefunden, eine dritte Operation ist für die kommenden Tage vorge-
sehen. Die Polizeibeamten blieben unverletzt. Ob die Mutter und der Bruder bei dem 
Einsatz verletzt wurden, ist noch nicht bekannt. 

Eine aus Neutralitätsgründen vom Polizeipräsidium Essen eingesetzte Mordkommis-
sion hat unter Leitung eines am Tatort anwesenden Dezernenten der Staatsanwalt-
schaft Bochum die Ermittlungen aufgenommen. Das Institut für Rechtsmedizin in Es-
sen wurde mit einer rechtsmedizinischen Begutachtung der erlittenen Verletzungen 
beauftragt. Die weiteren Ermittlungen, insbesondere die Vernehmungen von Zeugen, 
dauern an. Die eingesetzten Polizeibeamten waren zwar mit Bodycams ausgestattet, 
das Einsatzgeschehen zeigende Bodycamaufnahmen sind jedoch nicht vorhanden. 
Die anwaltlich vertretenen Beschuldigten machen von ihrem Schweigerecht Ge-
brauch. 

Darüber hinaus hat die Leitende Oberstaatsanwältin berichtet, dass es sich beim Be-
schuldigten B1 um einen Angehörigen eines Bediensteten der Staatsanwaltschaft Bo-
chum handle, weswegen sie gegenüber dem Generalstaatsanwalt in Hamm die Prü-
fung angeregt habe, aus Neutralitätsgründen eine andere Staatsanwaltschaft mit dem 
Verfahren zu befassen. Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat in seinem Randbericht 
vom 22.11.2025 im Wesentlichen mitgeteilt, gegen die Sachbehandlung der Leitenden 
Oberstaatsanwältin keine Bedenken zu haben und die Amtsverrichtungen entspre-
chend ihrer Anregung dem Leitenden Oberstaatsanwalt in Hagen zu übertragen. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Die dramatische Eskalation des Polizeieinsat-
zes am Montag letzter Woche, bei dem das besagte gehörlose Mädchen schwerstver-
letzt wurde, hat uns alle sehr betroffen gemacht. Derzeit scheint es ja so zu sein, dass 
der Gesundheitszustand des Mädchens stabil ist. Ich denke, wir hoffen alle auf eine 
schnelle und vollständige Genesung, denn uns alle macht dieser Vorfall, bei dem ein 
Mädchen so schwer verletzt worden ist, natürlich betroffen. 

Mein Ministerium hat mit dem zuständigen Landesjugendamt Westfalen und dem Ju-
gendamt der Stadt Bochum Kontakt aufgenommen, um nähere Informationen aus dem 
Bereich der Jugendhilfe zu erhalten. So es mir mit Blick auf die besonders zu schüt-
zenden Gesundheits- und Sozialdaten, die Persönlichkeitsrechte des Mädchens und 
die laufenden Ermittlungen möglich ist, führe ich dazu wie folgt aus: 
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Das fallzuständige Jugendamt der Stadt Bochum hat uns mitgeteilt, dass das Mädchen 
in einer stationären Jugendhilfeeinrichtung in Form einer offenen Wohngruppe wohne. 
Träger der Einrichtung ist der Landschaftsverband Westfalen-Lippe. Bei der offenen 
Wohngruppe handelt es sich um eine stationäre Hilfe zur Erziehung, bei der Kinder 
und Jugendliche in einer Einrichtung betreut werden. Ziel dabei ist es, die Entwicklung 
der jungen Menschen zu fördern, ein Umfeld außerhalb der Familie zu bieten und sie 
auf ein selbstständiges Leben vorzubereiten. Bei der konkreten Einrichtung handelt es 
sich zudem um eine offene Wohngruppe, die speziell auf die Bedarfe gehörloser Kin-
der und Jugendlicher ausgerichtet ist, unter anderem sind die Mitarbeitenden gebär-
denkompetent. 

Das Landesjugendamt Westfalen als Heimaufsicht über teilstationäre und stationäre 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe wurde von meinem Haus ebenfalls um In-
formationen gebeten. Das Landesjugendamt berichtete wie folgt über das allgemeine 
Vorgehen bei Abgängen aus Jugendhilfeeinrichtungen: 

Wenn in der Einrichtung festgestellt wird, dass ein Kind oder Jugendlicher nicht in der 
Einrichtung ist, obwohl er es sein sollte, erfolgt unter Berücksichtigung des Alters, des 
Entwicklungsstandes und etwaiger Beeinträchtigungen oder Gefährdungspotenziale 
der oder des vermissten Minderjährigen zunächst eine individuelle Gefährdungsein-
schätzung. Wenn aus dieser Gefährdungseinschätzung hervorgeht, dass von einer 
drohenden Gefahr auszugehen ist, erfolgt grundsätzlich und unverzüglich eine Ver-
misstenanzeige bei der Polizei. Zusätzlich ist vorgesehen, dass die Sorgeberechtigten 
und das fallzuständige Jugendamt informiert werden und das Ereignis gemäß 
§ 47 Abs. 1 SGB VIII dem Landesjugendamt gemeldet wird. 

Im vorliegenden Fall war das Mädchen altersentsprechend berechtigt, die Gruppe ei-
genständig zu verlassen. Es handelt sich um die Betreuung in einer offenen Wohn-
gruppe ohne freiheitsbeschränkende Maßnahmen mit acht Plätzen und sechs päda-
gogischen Fachkräften. Gleichwohl werden selbstverständlich alters- und entwick-
lungsangemessene Absprachen getroffen, so auch in diesem Fall. 

Zum konkreten Fall berichtete das Landesjugendamt wie folgt: Das Mädchen habe die 
Gruppe gegen Mittag verlassen. Die Aussage, es sei den ganzen Tag über nicht ge-
sehen worden, sei dementsprechend nicht zutreffend. Die Einrichtung habe eine Ver-
misstenmeldung bei der örtlichen Polizeidienststelle getätigt, und dabei seien sowohl 
das Alter der Betroffenen als auch die Tatsache der Gehörlosigkeit und der – ebenfalls 
presseöffentlich bekannten – Gehörlosigkeit der Kindesmutter mitgeteilt worden. Zeit-
gleich mit der Vermisstenmeldung habe die Einrichtung zudem sowohl das fallzustän-
dige Jugendamt als auch den Vormund des Mädchens informiert. Aufgrund der – mitt-
lerweile ebenfalls presseöffentlich bekannten – Erkrankung des Kindes existiere in der 
Einrichtung ein Notfallplan für den Fall möglicher Entweichungen, der unter anderem 
die Information der zuständigen Polizeibehörde beinhalte, dass deshalb eine lebens-
bedrohliche Situation nicht ausgeschlossen werden könne. Inwieweit in diesem kon-
kreten Fall eine lebensbedrohliche Situation vorgelegen habe, könne jedoch nicht be-
urteilt werden. Die weiteren einrichtungsinternen Abläufe seien Gegenstand kriminal-
polizeilicher Sachverhaltsaufklärung. Ein diesbezüglicher Fragenkatalog liege bei einem 
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Rechtsanwalt, sodass hierzu nicht berichtet werden könne. Aus Sicht der Betriebser-
laubnis erteilenden Stelle seien nach Prüfung der Meldung über das Entweichen nach 
§ 47 SGB VIII aber keine Sachverhaltsmomente gegeben, die einen Mangel aufseiten 
der Einrichtung bzw. ein Fehlverhalten einzelner Mitarbeitender begründeten. – Soweit 
der Bericht des Landesjugendamtes. 

Wie bereits eingangs gesagt, werden die Geschehnisse natürlich sorgfältig aufgear-
beitet, und als Kinder- und Jugendministerium werden wir diese Aufarbeitung bei ju-
gendhilferechtlichen Fragen selbstverständlich weiter unterstützen. 

Christina Kampmann (SPD): Als SPD möchten wir sagen, dass uns dieser Vorfall 
natürlich sehr bestürzt, dass unsere Gedanken bei dem Mädchen, aber auch bei der 
Familie des Mädchens sind. Zum Gesundheitszustand gab es einen unterschiedlichen 
Tenor. Weil es sich aber um ein minderjähriges Kind handelt, verbieten sich hier Spe-
kulationen zum Gesundheitszustand. Wir hoffen aber sehr, dass es dem Mädchen bald 
wieder besser geht. Natürlich ist uns auch bewusst, wie schwierig dieser Einsatz für 
die Polizei war. Zum einen, weil Einsätze, bei denen Messer auf die Polizei gerichtet 
werden – und so hat der Oberstaatsanwalt es ja eben beschrieben –, natürlich immer 
sehr schwierig sind; zum anderen – Herr Reul, Sie haben gesagt, die Bodycams seien 
nicht eingeschaltet gewesen –, weil die Polizei gar nicht mit einer derart eskalierenden 
Situation gerechnet hat und von dem Verlauf möglicherweise ein Stück weit überrascht 
wurde. Natürlich ist das für die Polizei eine extrem schwierige Situation. 

Wir hatten die Sondersitzung beantragt, weil es aus unserer Sicht noch zahlreiche zu 
klärende Fragen gab – ein Teil dieser Fragen wurde bereits beantwortet; herzlichen 
Dank dafür –, und weil es aus unserer Sicht in diesem speziellen Fall natürlich auch 
einer politischen Aufarbeitung des Geschehens bedarf. Wenn man sich den Einsatz 
anschaut, stellt man sich nämlich schon die Frage, wie er so eskalieren konnte, obwohl 
es in der Situation erst einmal darum ging, dem Mädchen Zugang zu lebenswichtiger 
Medizin zu ermöglichen.  

Sie sind gerade schon ein Stück weit darauf eingegangen, Herr Reul, und trotzdem 
verstehe ich es noch nicht ganz: Warum gab es nicht die Möglichkeit, Gebärdendol-
metscher hinzuzuziehen oder möglicherweise Leute aus der Wohngruppe? Mit denen 
ist das Kind ja vertraut, und da sie vermutlich regelmäßig mit den Kind kommunizieren, 
beherrschen sie ja wohl auch die Gebärdensprache. Da war dann die Aussage, es sei 
zu wenig Zeit gewesen. Es war aber seit 17:08 Uhr bekannt, dass das Mädchen ver-
misst wurde, und der Einsatz hat sich bis weit in die Nacht gezogen. Warum also gab 
es diese Möglichkeit nicht? Sie haben es gerade selber gesagt – und ich habe mich in 
diesem Jahr mit gehörlosen Menschen aus meinem Wahlkreis getroffen und mich ein 
bisschen damit beschäftigt –: Das Kind hatte einen Migrationshintergrund; es gibt un-
terschiedliche Gebärdensprachen und nicht eine, die international ist. Außerdem habe 
ich erfahren, dass Kinder, die gehörlos und im Ausland aufgewachsen sind, oft nicht 
so alphabetisiert sind. Warum also gab es diese Möglichkeit nicht? Wurde die zumin-
dest in Betracht gezogen, damit die Kommunikation einfacher ist? 
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Ich habe mich auch gefragt, ob das Mädchen im Laufe dieses Einsatzes überhaupt 
erfahren hat, dass es der Polizei vor allem darum ging, ihr Zugang zu lebensnotwen-
digen Medikamenten zu verschaffen. 

Zum Einsatzverlauf – darauf sind Sie ja schon eingegangen –: Es gibt auch Pressebe-
richterstattung über den Anwalt des Mädchens. Der hat gesagt, dass der Strom aus-
gestellt worden sei. Wir würden gerne wissen, ob das korrekt ist. Falls das richtig ist, 
stelle ich mir das schwierig vor. Wenn man nämlich gehörlos ist und in der Nacht keine 
Sicht hat, weil man kein Licht anmachen kann, gibt es ja keine Möglichkeit mehr, zu 
kommunizieren. Das sind aber die Aussagen des Anwalts als bisher einzige Quelle. 
Dazu wurde gerade nichts zu gesagt. Es wäre gut, wenn wir dazu gleich noch Infor-
mationen bekämen. 

Die nächste Frage, die sich stellt: Warum hat die Mutter so plötzlich die Tür geöffnet? 
Ich weiß nicht, ob man dazu etwas sagen kann. Dazu habe ich gerade nichts gehört. 
Dazu, warum sie im Hausflur mit Handschellen fixiert wurde, hat der Oberstaatsanwalt 
gerade ausgeführt; auch dazu, wie das Mädchen die Messer gehalten hat. Wenn ich 
es richtig verstanden habe, war das Mädchen zum Zeitpunkt der Schussabgabe gar 
nicht mehr in der Wohnung, sondern im Hausflur, genauso wie die vier Polizisten. Falls 
das nicht korrekt ist, bitte ich darum, das gleich noch mal darzulegen. So habe ich es 
aber verstanden. 

Außerdem habe ich mich gefragt: Sie haben gesagt, die Polizisten hätten Geräusche 
aus der Küche gehört, die auf ein Wühlen nach Messern hätten schließen lassen. Ich 
weiß nicht, ob man das vielleicht konkretisieren kann. Ehrlich gesagt weiß nicht, woran 
man das festmachen kann. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Klappern!) 

Dann wäre noch interessant, zu wissen – wenn Sie etwas dazu sagen können –, in 
welchem Tempo sich das Mädchen bewegt hat und wie zum Zeitpunkt der Schussab-
gabe der Abstand zu den Polizisten war. 

Ich habe mich auch gefragt – das ist eine der letzten Fragen –, ob das Mädchen tat-
sächlich auf die Polizisten zugegangen ist. Da die Mutter im Hausflur fixiert war: Kann 
es auch sein, dass sie sich einfach Zugang zur Mutter verschaffen wollte? In der 
Presse hieß es ja, dass das Mädchen zu diesem Zeitpunkt nach der Mutter gerufen 
habe. Wenn Sie dazu noch etwas sagen könnten, wäre das sehr hilfreich. Es geht ja 
auch darum, ob die Polizisten im Hausflur eine andere Möglichkeit des Rückzugs hat-
ten, um mehr Distanz zu bekommen 

Allerletzte Frage – die Bodycams waren ja ausgeschaltet –: Gibt es andere Aufnah-
men, mittels derer man konkretere Anhaltspunkte zum Einsatzgeschehen bekommen 
könnte? 

Markus Wagner (AfD): Die erste Frage, die sich stellt: Wäre es sinnvoll, technische 
Vorrichtungen zu schaffen, die dazu führen, dass in dem Moment, in dem eine Waffe 
gezogen wird, die Bodycam automatisch eingeschaltet wird? Spätestens dann, wenn 
eine Waffe gezogen wird, haben wir es normalerweise mit einer Situation zu tun, die 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/1078 

Innenausschuss (64.) 28.11.2025 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (60.) bas 
Gemeinsame Sondersitzung (öffentlich)  
 
 
bedrohlich ist und die von Bodycams aufgezeichnet werden sollte. Das ist etwas, wo-
rüber man sich im Innenministerium vielleicht mal Gedanken machen sollte. 

Wir haben gehört, dass das Mädchen, das geschädigt wurde, lebenswichtige Medika-
mente bekomme und dass die Verabreichung dieser Medikamente zwar nicht regel-
mäßig zu einer bestimmten Uhrzeit erfolge, aber in dieser Situation langsam überfällig 
gewesen sei. Was mich in dem Zusammenhang interessiert: Kann die verspätete Ver-
abreichung solcher Medikamente zu Verhaltensauffälligkeiten führen? Ich weiß nicht, 
ob das schon überprüft worden ist, aber vielleicht wäre es sinnvoll, das zu tun. 

Beim Bericht des Innenministers meine ich, verstanden zu haben, dass das Mädchen 
häufiger abgängig gewesen sei. Es ist also häufiger zu Vermisstenanzeigen gekom-
men. Meine Fragen in dem Zusammenhang: Wurde das Mädchen schon häufiger von 
der Polizei aufgegriffen? Und falls ja: Ist es im Rahmen dieser Aufgriffe durch die Po-
lizei zu irgendwelchen Auffälligkeiten gekommen? 

Vielleicht können Sie mir diese Fragen beantworten. 

Marcel Hafke (FDP): Zu Beginn möchte ich sagen, dass der Fall einen sehr betroffen 
macht und mit vielen Fragen zurücklässt. Für die FDP möchte ich ergänzen, dass un-
sere Gedanken natürlich bei dem Kind, bei dem Mädchen, und bei der Familie sind. 
Ich möchte aber auch nicht unerwähnt lassen, dass es für die Beamten, die den Ein-
satz geführt haben, mit Sicherheit auch sehr schwer zu verarbeiten ist, was dort pas-
siert ist. Ich glaube, das muss man in den Gesamtkontext auch immer einordnen. 

Eine Frage, die ich gerne beantwortet hätte – vielleicht habe ich es auch falsch ver-
standen, dann bitte ich um Korrektur –: Warum legt der Oberstaatsanwalt einen Bericht 
vom 21. November vor, der also sieben Tage alt ist? 

Zur inhaltlichen Bewertung: Ich würde vorne anfangen, im Bereich der Jugendhilfe, 
weil die Polizei – so habe ich es verstanden – eigentlich nur immer dann richtig agieren 
kann, wenn ihr sämtliche Informationen vorliegen. Frau Ministerin, vielleicht können 
Sie uns schildern, welche Informationen das Jugendamt der Polizei konkret übermittelt 
hat. Ich habe zum Beispiel verschiedene Gerüchte gehört, dass das lebensnotwendi-
gen Medikament Insulin gewesen sei, das Mädchen aber eine Insulinpumpe gehabt 
habe und somit keine direkte zeitliche Notwendigkeit der Verabreichung bestanden 
habe. Wie genau also war die gesundheitliche Notwendigkeit, sehr schnell und direkt 
zu agieren? Lag diese Information vor? 

Zweite Fragestellung: Da das Kind ja einen Vormund hatte … 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Kollege, wenn ich einmal kurz dazwischengehen 
dürfte, wir müssen ein bisschen aufpassen mit personenbezogene Daten. Wir befinden 
uns in einer öffentlichen Sitzung, und es geht um ein minderjähriges Mädchen. Von 
daher würde ich hinsichtlich der Wortbeiträge darum bitten, zu überlegen, was man 
hier vertont. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1078 

Innenausschuss (64.) 28.11.2025 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (60.) bas 
Gemeinsame Sondersitzung (öffentlich)  
 
 

(Dr. Christos Katzidis [CDU]: Ansonsten müssen wir die Nichtöffent-
lichkeit herstellen!) 

– Ansonsten müssen wir die Nichtöffentlichkeit herstellen, was wir, wenn es gewünscht 
ist, auch tun können. 

Marcel Hafke (FDP): Das können Sie gerne entscheiden. Das war jetzt eigentlich der 
Punkt, denn ich wollte zu den Themen „Insulinpumpe“ und „Vormund“ fragen. Das 
müssen Sie entscheiden. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich höre gerade, dass es zu den Gesundheitsfragen 
keine … 

(Vorsitzende Angela Erwin hält Rücksprache mit Minister Herbert Reul 
[IM] und OStA Benjamin Kluck [JM].) 

Marcel Hafke (FDP): Ich würde vorschlagen – ich habe die Frage gestellt –, wir 
schauen, ob die Ministerin darauf antwortet. 

Beim Thema „Vormund“ ist meines Erachtens das Persönlichkeitsrecht nicht betroffen, 
sodass wir das diskutieren können: Nach meinem Kenntnisstand gibt es eine Vor-
mundschaft aufseiten des Jugendamtes. Dazu würde mich interessieren, ob der Vor-
mund informiert wurde und in dem Augenblick handlungsfähig war. Ist er hinsichtlich 
des Einsatzes eventuell eingebunden, zurate gezogen worden? Unter Umständen 
handelt es sich ja um eine Vertrauensperson, die diese Situation, diesen Konflikt hätte 
begleiten können. Ist der Vormund also informiert gewesen, vor Ort dabei gewesen? 
Diese Frage hätte ich gerne beantwortet. 

Zum Thema „polizeiliche Situation“ – Herr Minister, vielleicht können Sie uns diese 
Frage beantworten –: Sie hatten davon gesprochen, dass es für die Beamten nach 
einer gewissen Zeit so ausgesehen habe, dass es eine Notsituation sei. Irgendwann 
seien sie der Auffassung gewesen, einen Schlüsseldienst rufen zu müssen, und da-
nach habe die Mutter geöffnet. Wenn es eine Notsituation war, warum wurde nicht – 
so wie es eigentlich üblich ist – die Feuerwehr gerufen, um möglichst schnell in die 
Wohnung eindringen zu können? Warum hat man einen Schlüsseldienst beauftragt? 

Weitere Fragen: Konnte die Mutter überhaupt erkennen, dass es sich um einen Poli-
zeieinsatz handelte? War die Polizei in Uniform oder in Zivil vor Ort? Gab es für sie die 
Möglichkeit, das zu erkennen? 

Außerdem würde mich die Bedrohungslage interessieren, weil das ja letztendlich der 
Punkt ist, auf den es ankommt. Konnten die Beamten erkennen, dass es lebensnot-
wendig war? Die Beamten wurden bedroht: Wie war die Rolle des Bruders an dieser 
Stelle? Wo hat er sich aufgehalten? Ging von ihm auch eine Gefahr aus? 

Ich würde die Frage, die Frau Kampmann zum Thema „weitere Aufzeichnungen“ ge-
stellt hat, präzisieren wollen. Es gibt Pressemeldungen, dass es Funkaufzeichnungen 
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gegeben habe, von Teilen des Einsatzes sei der Funk aufgezeichnet worden. Vielleicht 
können Sie dazu etwas beitragen. – Das wären meine Punkte für die erste Fragerunde. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Der Schuss auf die Zwölfjährige macht uns alle sprach-
los. Ich denke, vor allem der Umstand, dass die Familie gehörlos ist, stellt eine beson-
dere Vulnerabilität dar. Wir schließen uns selbstverständlich den Genesungswün-
schen für das Mädchen, aber natürlich auch für den Rest der Familie an und wünschen 
körperliche sowie seelische Heilung. Es ist gut zu hören, dass das Mädchen offen-
sichtlich auf dem Weg der Besserung ist und Herr Reul davon spricht, dass sie wach 
und ansprechbar sei. Ich möchte es ausdrücklich unterstützen, Herr Reul, dass Sie 
sich mit Menschen treffen, die gehörlos sind und in den Austausch gehen, um darüber 
zu sprechen, wie solche Situationen in Zukunft vermieden oder anders gestaltet wer-
den können. 

Nichtsdestotrotz haben auch wir von Bündnis 90/Die Grünen Fragen, die selbstver-
ständlich in irgendeiner Art und Weise geklärt werden müssen. Meine erste Frage be-
zieht sich darauf, dass die Polizei, als sie in den Einsatz gefahren sei, laut den Aussa-
gen von Frau Paul und des Staatsanwalts, gewusst habe, dass die Familie gehörlos 
sei. Welche Schlüsse wurden daraus für den Ablauf des Einsatzes gezogen? Gibt es 
ein besonderes Ablaufschema, ein Vorgehen, wie damit umgegangen wird, wenn von 
vornherein klar ist, dass eine Familie gehörlos ist? 

Es gab offensichtlich Kontakt zwischen der Mutter, der Wohngruppe und dem Mäd-
chen. Gab es im Laufe des Einsatzes Kontakt zwischen Wohngruppe und Mutter? Von 
der Wohngruppe kam ja offensichtlich die Information, dass das Kind bei der Mutter 
sein könne. Gab es Versuche, die Wohngruppe miteinzubeziehen, um zu vermitteln? 

Außerdem würde ich gerne die Frage von Frau Kampmann dazu aufgreifen, dass in 
der Presse zu lesen gewesen sei, dass der Strom abgestellt worden sei. Handelt es 
sich dabei – falls dem so sein sollte – um ein übliches Vorgehen bei solchen Einsät-
zen? Und wenn ja: warum? Man kann durchaus davon ausgehen, dass es für alle 
Menschen eine beängstigende Situation ist, wenn man nächtens plötzlich im Dunkeln 
sitzt und kein Licht mehr hat; für gehörlose Menschen würde das natürlich eine sehr 
existenzielle Situation darstellen. 

Die nächste Frage ist, welche Maßnahmen zur Deeskalation es seitens der Polizei 
gab. 

Wie wurde eigentlich ausgewählt, welche Beamtinnen und Beamten zum Einsatz ge-
fahren sind? Wiesen die eine besondere Qualifikation auf? 

Sie haben vorhin gesagt – das war mir ehrlich gesagt noch nicht bekannt –, dass es 
schon vorher Einsätze bei der Mutter gegeben habe, weil das Mädchen wiederholt 
weggelaufen sei, die aber offensichtlich anders abgelaufen seien. Wieso ist dann die-
ser Einsatz so eskaliert? Wie sind die Situationen vorher abgelaufen? Das wären fürs 
Erste die Fragen von unserer Seite. 
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Dr. Dennis Maelzer (SPD): Der Bericht hat schon einige Fragen beantwortet. Aller-
dings würde ich gerne stärker ins Detail gehen, was den Bereich der Jugendhilfe an-
geht. Dazu würde mich interessieren: War das die erste stationäre Einrichtung, in der 
das Kind war, oder gab es davor schon andere Unterbringungsmöglichkeiten, die von 
dem Kind genutzt werden mussten? Wie lange war das Kind eigentlich schon von der 
Mutter getrennt? Wir haben eben gehört, dass es Absentismus in der Vergangenheit 
schon öfter gegeben habe. Betraf der Absentismus zu früheren Zeitpunkten Jugend-
hilfeeinrichtungen oder die Obhut der Mutter? Gab es außer Absentismus im Vorfeld 
schon andere kritische Situationen mit dem Kind, die von der Jugendhilfe aufgegriffen 
worden sind? 

Dann würde ich mich den Fragen anschließen wollen, die Eileen Woestmann gestellt 
hat, weil ich glaube, dass wir bei den Ausführungen, die Sie eben gemacht haben, in 
eine ähnliche Richtung denken. Es gab also offensichtlich eine Kommunikation seitens 
der Wohngruppe mit der Mutter. Mich würde interessieren, auf welche Art und Weise 
diese Kommunikation stattgefunden hat. In dieser speziellen Situation wird es auf-
grund der Umstände ja kein Telefonanruf gewesen sein können. Wie also hat die Kom-
munikation stattgefunden? Wenn Kommunikation zwischen der Wohngruppe und der 
Mutter möglich war, warum war keine Kommunikation zwischen der Polizei und der 
Mutter möglich? Warum ist das erst über Versuche an der Tür erfolgt, wenn es doch 
offensichtlich auch andere Wege gegeben hat? Ich würde auch gerne wissen, ob es 
eine direkte Kommunikation der Wohngruppe mit der Polizei in Bochum bzw. mit den 
handelnden Akteuren gegeben hat oder ob die Kommunikation nur indirekt über die 
Polizei Münster stattgefunden hat, die die Informationen dann weitergegeben hat. 
Fand also ein direkter Austausch statt oder nicht? 

Ich finde die Aussage überraschend, dass es geduldet werde, dass das Kind bis 
21 Uhr bei der Mutter verbleibe und erst danach eine Veränderung der Situation ein-
treten solle. Das ist immerhin ein erst zwölfjähriges Mädchen. Wenn sie um 21 Uhr 
noch in Bochum ist, wann soll sie denn dann in Münster in der Wohngruppe ankom-
men? Und auf welchem Wege eigentlich? Was also war der Gedanke dahinter, die 
Situation bis 21 Uhr so zu dulden, um dann bei einem nächtlichen Einsatz die Situation 
auflösen zu wollen? Diese Vorgehen ist zumindest ein wenig überraschend. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich möchte noch mal darauf hinweisen, mit personenbe-
zogenen Daten wirklich sensibel umzugehen und zu überlegen, welche Fragen hier 
adressiert werden. 

Andreas Bialas (SPD): Ich habe einige Fragen. Die erste ist, inwieweit etwas über die 
Beziehung zwischen dem Kind und der Mutter bekannt ist. Es wurde ja gesagt, dass 
dadurch eine problematische Situation entstanden sei, dass das Kind scheinbar nicht 
sachgerecht gepflegt, medikamentös behandelt wurde. Gab es da emotionale Nähe 
oder Distanz? Wollte das Kind eigentlich nur bei der Mutter sein? War das der Grund 
dafür, dass das Kind häufiger aus der Wohngruppe verschwand und sich dann bei der 
Mutter aufhielt und keiner ein großes Interesse daran hatte, die beiden zu trennen? 
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Das ist eine der zentralen Fragen für mich: Möchte das Kind gerne bei der Mutter sein, 
ja oder nein? 

Es sind ja wohl mehrere Vermisstenanzeigen erstellt worden. Was ist bei der Polizei 
bezüglich dieser Einsätze bekannt? Gab es im Vorfeld schon irgendwelche Gewalter-
fahrungen? Ist da irgendetwas benannt worden? Was ist dazu bei der Polizei verfüg-
bar? Ist das in den Einsatz mitgegeben worden? 

(Eileen Woestmann [GRÜNE] meldet sich zur Geschäftsordnung und 
erhält das Wort.) 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Wenn Herr Bialas weiterhin derartige Fragen stellt, 
würde ich gerne die Nichtöffentlichkeit beantragen, weil ich es nicht richtig finde, dass 
diese Details aus dem sehr persönlichen Umfeld des Mädchens hier öffentlich debat-
tiert werden. 

Vorsitzende Angela Erwin: Es ist beantragt, die Nichtöffentlichkeit herzustellen. Ich 
lasse darüber abstimmen und frage … 

(Andreas Bialas [SPD]: Augenblick! Die Fragen kann ich ja stellen! – 
Dr. Dennis Maelzer [SPD] bittet um das Wort und erhält es.) 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Hinsichtlich dieses Vorgehens würde ich Gegenrede füh-
ren wollen. Es wurden genug Fragen gestellt, die auch im öffentlichen Teil beantwortet 
werden können. Für diejenigen, bei denen das nicht möglich ist, können wir dann ja 
die Nichtöffentlichkeit herstellen. Ich glaube, das wäre ein sinnvolleres Vorgehen. 

(Unruhe) 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Dann bitten wir allerdings darum, dass die Dinge, die in 
der Presse oder gerüchteweise vorliegen, in den Fragen nicht immer wiederholt wer-
den und damit in der Öffentlichkeit sozusagen als Fakten dargestellt werden. Ich 
denke, das gebietet der Respekt vor dem Mädchen und der Familie. 

(Andreas Bialas [SPD]: Ich glaube, zu fragen, ob es eine emotionale 
Bindung zwischen Mutter und Kind gegeben habe, ist genügend res-
pektvoll! Ich weiß nicht, wo hier das Problem sein soll! – Unruhe) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Bialas, hier erteilt immer noch die Vorsitzende das 
Wort und nicht eigenmächtig ein Mitglied des Ausschusses. 

Es ist beantragt, in die Nichtöffentlichkeit einzutreten, nachdem die Fragen gestellt, die 
Antworten gegeben worden sind, die im öffentlichen Teil möglich sind. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Wir würden den Antrag zum jetzigen Zeitpunkt zurück-
ziehen und daraufsetzen, am Ende einen nichtöffentlichen Teil zu machen, allerdings 
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unter der Voraussetzung, dass jetzt nicht weiter Fragen gestellt werden, die in die 
Nichtöffentlichkeit gehören, weil sie die Persönlichkeitsrechte des Mädchens betreffen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich denke, das ist ein gutes Vorgehen. Ich bitte also alle, 
darauf zu achten, die personenbezogenen Fragen im nichtöffentlichen Sitzungsteil zu 
stellen. 

Jetzt sollten wir aber auch weiterkommen, denn wir haben ein Limit bis 10 Uhr, dann 
startet die Plenarsitzung. 

Andreas Bialas (SPD): Frau Vorsitzende, ich darf mich zunächst entschuldigen, dass 
ich in die Führung dieses Ausschusses hineingegrätscht habe – entschuldigen Sie 
vielmals. 

Einige Fragen habe ich noch. Sie haben mitgeteilt, dass man um 00:33 Uhr nochmals 
an der Wohnung gewesen sei, man danach eine Wohnungsdurchsuchung beabsich-
tigt habe und dann in die Wohnung eingedrungen sei. Ist hier im Vorfeld bezüglich 
dieser Maßnahme Verbindung mit der Staatsanwaltschaft oder einem Richter aufge-
nommen worden? 

Gerade wurde die Aussage getätigt, dass sich das Kind in ein Zimmer, in die Küche, 
zurückgezogen habe und von dort aus Geräusche gehört worden seien. Dann hätten 
sich die Polizisten aus der Wohnung zurückgezogen, und das Kind sei danach mit 
einem Messer in der wohl nach vorne gestreckten Hand auf die Polizisten zugegan-
gen. Wo und wie wurde seitens der Polizei festgestellt, dass es hinter einer geschlos-
senen Tür eine Bedrohungslage bezüglich des Bruders gegeben hat? 

Jens Kamieth (CDU): Für die CDU-Fraktion möchte ich zunächst Bedauern darüber 
zum Ausdruck bringen, dass es zu diesem Vorfall gekommen ist. Unsere Gedanken 
sind einerseits bei dem Mädchen, andererseits bei den einsatzführenden Beamten, die 
jetzt sicherlich auch schwere Stunden durchmachen. 

Ich gehe bei meinen Fragen davon aus, dass sie zulässig sein dürften, da ich Sach-
verhalte vertiefen werde, die bereits angesprochen worden sind. Uns wurde gerade 
mitgeteilt, dass es einen Sorgerechtsentzug gegeben habe. Unsere Frage dazu wäre, 
ob nur der Mutter das Sorgerecht entzogen worden war und sie vorher alleinige Inhabe-
rin der elterlichen Sorge war. So hörte sich das an. Welche Rolle spielt der Vater dabei? 
Was war der Grund für den Sorgerechtsentzug? Aufenthaltsbestimmung? Gesund-
heitsfürsorge? Das sind Fragen, die hinsichtlich des Einsatzes wichtig sein könnten. 

Fragen zur Mutter: Hat sie sich in der Vergangenheit kooperativ verhalten? Wir haben 
gehört, dass die Tochter schon mehrmals ausgebüxt sei. Gab es Hilfeplangespräche, 
in denen das thematisiert worden ist? Wie war die Reaktion der Mutter darauf? Konnte 
man sich auf eine gewisse Verlässlichkeit beziehen, um besser einschätzen zu kön-
nen, wie dieser Einsatz verlaufen würde? 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 18 - APr 18/1078 

Innenausschuss (64.) 28.11.2025 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (60.) bas 
Gemeinsame Sondersitzung (öffentlich)  
 
 
Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich habe noch Fragen, die sich auf das polizeiliche Vorge-
hen beziehen. Wenn ein medizinischer Notfall im Raum stand, gab es zu irgendeinem 
Zeitpunkt – und wenn ja: zu welchem? – die Überlegung, einen Arzt hinzuzuziehen? 
Können Sie dazu vielleicht irgendetwas sagen? Es ist ja immer wichtig, wie der Regel-
fall ist. Gibt es irgendwelche Vorgaben dazu, wann man einen Arzt hinzuzieht? Das 
wäre für uns spannend, um das einordnen zu können. 

Außerdem habe ich die Frage, ob Sie generell noch mehr zum Einsatz des DEIG sa-
gen können, der ja augenscheinlich wieder nicht funktioniert hat. Liegen dazu noch 
mehr Informationen vor, auch bezüglich dessen, vor welchem Hintergrund bzw. wann 
der eingesetzt wurde? Ich habe jetzt unterschiedliche Informationen gehört: gleichzei-
tig zum Schusswaffeneinsatz oder kurz davor? Haben Sie dazu weitere Informationen 
für uns? 

Yvonne Gebauer (FDP): Ich habe vorhin vernommen, dass es eine offene Wohn-
gruppe ist, in der das Mädchen untergebracht ist. Meine dahin gehenden Fragen: Wel-
che Zeiten sind im Vorfeld für das Mädchen vereinbart worden, wann sie die Gruppe 
verlassen darf bzw. wann sie wieder zurückkehren muss? Wir haben gehört, dass es 
seitens der Gruppe geduldet worden sei, dass das Kind bis 21 Uhr bei der Mutter ver-
bleibe. Wie ist das in der Vergangenheit gehandhabt worden? Gab es feste Zeiten, die 
dem Mädchen bekannt gewesen sind? 

Eine weitere Frage bezieht sich auf die Tatsache, dass es im Jahr 2025 acht Vermiss-
tenanzeigen gegeben hat. Waren diese acht Vermisstenanzeigen der Polizei im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz bekannt, oder ist ihr das erst später mitgeteilt worden? 

Meine abschließenden Fragen beziehen sich auf den Bruder. Es ist davon gesprochen 
worden, dass es ein erwachsener Bruder sei. Können Sie das Alter beziffern? Hat er 
vorher auch in einer Wohngruppe gelebt? Wenn Sie dazu keine Antworten haben, ist 
das aber nicht weiter tragisch. 

Nina Andrieshen (SPD): Es wurden schon viele Fragen gestellt; ich hätte noch er-
gänzende Fragen. Es ist ja so, dass der Schlüsseldienst hinzugezogen wurde. Wie wir 
aber eben in mehreren Wortbeiträgen gehört haben, wurde nicht abgewartet, bis der 
Schlüsseldienst eintraf, sondern zwischenzeitlich der Strom abgestellt. Warum war 
kein medizinisches Personal anwesend, wenn das Mädchen aufgrund einer Vorerkran-
kung medizinische Versorgung brauchte? Warum wurden keine Sanitäter zum Einsatz 
hinzugezogen, wenn eine medizinische Notlage vermutet werden musste? 

Minister Herbert Reul (IM): Ich spreche unter Vorbehalt, da ich mich nicht in die 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen, auch nicht in die polizeilichen, einmischen 
kann. Ich möchte auch keinen Beitrag zu Spekulationen leisten. Trotzdem werde ich 
versuchen, noch ein paar Informationen zu geben. Das ist dünnes Eis, weil ich auch 
dazu beitragen möchte, die Spekulationen langsam ein wenig zu bremsen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 19 - APr 18/1078 

Innenausschuss (64.) 28.11.2025 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (60.) bas 
Gemeinsame Sondersitzung (öffentlich)  
 
 
Ich fange an mit den unterschiedlichen Zeitpunkten, die genannt wurden – Frau Kamp-
mann hatte gefragt –: Es ist ganz einfach, das liegt daran, dass der Staatsanwalt einen 
Bericht vom 21. November vorgetragen hat – Herr Hafke hatte darauf hingewiesen. 
Da war der Gesundheitszustand so wie beschrieben. Was wir beide vorgetragen ha-
ben, ist von heute Morgen, weil wir den neuesten Stand haben wollten. Gestern war 
das auch noch nicht sicher. Das erklärt also das Problem. 

Warum kein Gebärdendolmetscher, warum die Wohngruppe nicht hinzugezogen 
wurde, ist Teil der Ermittlungen. 

Ich will nur auf den Zeitablauf hinweisen, das kommt nachher auch noch mal: 17 Uhr 
irgendwas fahren die hin; die fahren nachmittags mehrfach hin. Es gab in der Zwi-
schenzeit übrigens mehrere Kontakte zwischen Wohngruppe und Polizei, es gab auch 
zwischen Wohngruppe und Mutter Kontakt. Wir können Ihnen aber im Moment nicht 
sagen, wie oft und wann. Die Art der Kontaktaufnahme zwischen Mutter und Wohn-
gruppe war ein Videocall. Es ging also über Videotelefonie, Gebärdendolmetscher wie 
auch immer. Ganz genau kann ich es nicht sagen, jedenfalls nicht über ein normales 
Telefon. Das ist ja logisch, das wäre ja gar nicht möglich gewesen. 21 Uhr spielt des-
wegen eine Rolle – nur als erste Erklärung; ich kann es Ihnen gleich noch genauer sa-
gen –, weil von der Wohngruppe festgelegt worden ist, dass sie, wenn sie wirklich bei 
der Mutter ist, um 21 Uhr wieder in Münster sein muss. Warum? Weil die die Einschät-
zung hatten, dass das der Zeitpunkt ist, an dem die Medikation stattfinden soll. Bei 
dieser Medikation – jetzt muss ich ganz vorsichtig sein – kann man zu den Stunden, 
zur Uhrzeit nichts Hundertprozentiges sagen. Aber je später es wurde – Stichwort: 
Notsituation –, desto mehr kamen die Polizisten zu dem Schluss, dass es mit der Zeit 
schwierig werde, wenn das Mädchen die Medikamente nicht bekäme. Wahrscheinlich 
werden irgendwann mal schlaue Mediziner darüber urteilen müssen, wann der Zeit-
punkt war, wie lange das so gehen konnte. Das ist ja auch bei jedem Menschen an-
ders. Das ist also eine ganz schwierige Frage. Wenn aber seitens der Wohngruppe 
gesagt wird, dass es okay sei, bis 21 Uhr zurück zu sein, kann man nachvollziehen, 
dass die Polizei bis dahin weniger Anstrengungen unternommen hat als später, als es 
Richtung Mitternacht ging. Das versuche ich, damit zu erklären; das ist der Hinter-
grund. 

Zum Strom lese ich Ihnen mal was vor: Nach dem derzeitigen Stand der Ermittlungen 
war das Hausflurlicht während des Einsatzes eingeschaltet bzw. musste nach einer 
voreingestellten Dauer über Kippschalter im Hausflur jeweils wieder eingeschaltet wer-
den – das kennt man von solchen Hausfluren. Das Wohnungsflurlicht war beim Ein-
treffen bereits ausgeschaltet. Die Einsatzkräfte versuchten sodann, durch Klingeln, 
Klopfen und Leuchten mit Taschenlampen durch die Glasbausteine neben der Woh-
nungstür auf sich aufmerksam zu machen – darauf hatte eben schon die Staatsan-
waltschaft hingewiesen. Nachdem die Wohnungstür geöffnet und die Mutter aus der 
Wohnung gebracht wurde, haben sich die Einsatzkräfte mit eingeschalteten Taschen-
lampen, mit an der Uniform befestigten Lampen und mit einem Licht eines DEIG in den 
Wohnungsflur begeben und standen vor der geöffneten Küchentür. Dort stellten sie 
die Anwesenheit der Geschädigten und ihres Bruders fest und hatten Blickkontakt. 
Das Licht in der Küche war eingeschaltet. – Das ist die Schilderung von einer Seite. 
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Es gibt nach heutigem Stand – und wir haben uns wirklich darum bemüht, weil das für 
uns eine Kernfrage war – keinen Nachweis dafür, dass das Licht ausgeschaltet war. 
Es gibt keinen Nachweis, das heißt aber nicht, dass es nicht sein kann. Wir haben 
bisher ja nur einen Teil der Informationen. Das ist wieder so ein typisches Beispiel 
dafür, wie man wunderbar Spekulatius über das Land streuen kann. 

(Heiterkeit von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Da kann richtig was losgehen, und in Wirklichkeit stimmt es gar nicht; es kann aber 
auch stimmen. Das ist aber der Stand, den wir haben. Noch mal: Das ist eine Schilde-
rung, die muss nicht stimmen. Aber die andere Schilderung, dass der Strom ausge-
schaltet gewesen sei, muss genauso wenig stimmen. So würde ich das mal festhalten 
wollen. 

Ich will weitermachen. Warum die Mutter die Tür geöffnet hat, Frau Kampmann, kann 
ich Ihnen nicht sagen. Wir müssen Sie selber fragen. Irgendwie hat sie bemerkt … – 
Nein, jetzt fange ich an, zu spekulieren. 

Wie wurde das Messer gehalten? Das kann ich Ihnen nicht beantworten; die Staats-
anwaltschaft hat es aber eben beschrieben. Das ist eine Beschreibung von denjeni-
gen, die dabei waren – Punkt. 

Der Abstand zwischen dem Kind und den Polizisten betrug nach unserem Kenntnis-
stand so um die zwei Meter. 

Die Bodycams und das automatische Einschalten, Herr Wagner: Das ist eine Grund-
satzfrage, die wir oft diskutiert haben, die wir auch gerne noch mal diskutieren können. 
Es ist aber relativ kompliziert und nicht so einfach. Ich füge nur zum allgemeinen Ver-
ständnis hinzu: Bodycams wurden als deeskalierendes Mittel eingeführt, das ist ge-
setzlich so geregelt. In dem Fall hat es objektiv also keine Notwendigkeit gegeben, das 
muss man schon anerkennen. 

Ob sie öfter aufgegriffen worden sei, wurde nachgefragt: Ja, das habe ich auch gesagt. 
Ob es dabei zu Gewalt oder irgendwelchen Auffälligkeiten gekommen ist, wissen wir 
nicht. Wir kennen keine Fälle. Das kann zwar trotzdem passiert sein, ist bei uns aber 
bisher nirgendwo dokumentiert. 

Herr Hafke, hinsichtlich der Notsituation habe ich schon geantwortet. 

Medizin, Wohngruppe – das war die Aussage seitens der Wohngruppe, von der es 
hieß –: Da ist diese medizinische Problemlage, da gibt es einen Zeitablauf, den bitte 
im Auge behalten. 

Die Polizisten waren alle in Uniform. 

Der Bruder war in der Küche. Nach unserem Kenntnisstand auch noch, als das Mäd-
chen raus ist; er ist nicht mit rausgekommen, sondern zunächst dageblieben. 

Bei solchen Einsätzen läuft Funk immer automatisch mit. Das ist also nichts Besonderes. 

Wenn so eine Meldung kommt, denkt zwar jeder, da komme jetzt etwas ganz Neues 
raus. Das ist aber ein normaler Einsatz. 
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Gibt es ein besonderes Vorgehen bei Gehörlosen? Es gibt keine dezidierte Vorschrift 
dafür, wie man das machen muss – das ist relativ logisch. Unter den Behördendolmet-
schern haben wir aber auch Gebärdendolmetscher, die man einsetzen kann, wenn die 
Notwendigkeit besteht. Ich habe ja versucht, es zu erklären: Es ist Fakt, dass sie nicht 
da waren. Warum waren sie nicht da? Das muss geklärt werden. Zwei Erklärungsmög-
lichkeiten – nicht mehr und nicht weniger – habe ich eben angeboten. 

Während des Einsatzes gab es Kontakt. Es ist ganz schwer, das genau hinzukriegen. 
Es gab zwischen der Wohngruppe und der Mutter mindestens einmal, wahrscheinlich 
sogar mehrmals Kontakt. Dass das während des Einsatzes war, kann ich nicht beja-
hen, aber während des Tages. Der Begriff „Einsatz“ ist ja ganz eng: wenn die da rein-
gehen. Das halte ich für unwahrscheinlich. Während des Tages hat es aber mehrmals 
Kontakt gegeben, auch ganz am Anfang. Die Information, das Mädchen sei da gewe-
sen, kam ja von der Mutter. 

Noch mal zur Klarstellung hinsichtlich mancher Fragen: Die sind da hingefahren, das 
war für die ein normaler Einsatz. Ich kann Ihnen nicht bestätigen, dass sie alles über 
dieses Mädchen und diese Familie gewusst haben, aber ich bin mir relativ sicher, dass 
sie einiges gewusst haben, wenn sie schon acht plus drei Mal mit dieser Familie in 
diesem Zusammenhang zu tun hatten. Es würde mich sehr wundern, wenn die Bochu-
mer Polizei nichts gewusst hätte. Ob sie aber einen Handzettel hatten, auf dem alle 
Details standen, kann ich nicht sagen. Das ist noch zu klären. Sie sind natürlich schon 
anders vorgegangen. Der Hinweis auf die Taschenlampen ist nicht unwichtig. Eben 
wurde vorgetragen, dass mit den Taschenlampen Aufmerksamkeit erregt werden 
sollte, weil man offensichtlich wusste, dass sie einen nicht hören. 

Herr Bialas, zum Verhältnis zwischen Mutter und Tochter: Es tut mir leid, ich weiß es 
nicht. Das werden irgendwelche anderen Leute ermitteln. Auf jeden Fall hat irgendeine 
staatliche Instanz entschieden: Das Kind kommt da weg. – Das nehme ich zur Kennt-
nis. Das ist auch nicht geändert worden. 

Ob bei den Einsätzen Gewalt angewandt worden ist: Nein, nach unserem Stand nicht. 

00:33 Uhr; Staatsanwaltschaft: Nein, die Staatsanwaltschaft ist nicht beteiligt worden. 
Das war nach heutigem Stand aber auch nicht notwendig; es gab keine Notwendigkeit. 

Zu den Geräuschen kann ich nur sagen: Die Polizei hat berichtet, sie habe diese Ge-
räusche hinter der Tür gehört, ein Rappeln, und das als Messer interpretiert. Das 
würde ich genauso sehen, obwohl es anders beschrieben wird. Es hätten auch Löffel 
sein können, aber wenn man in so einer Situation ist, in der Küche wird eine Schublade 
aufgemacht und es rappelt, hätte ich auch eine Idee, was das sein könnte. 

Die Aussage, dass der Bruder bedroht worden sei, haben wir von dem Bruder. Aber 
auch das ist wieder wichtig in Sachen Spekulation: Das kann falsch sein, das muss 
nicht richtig sein. Das ist nur eine Aussage, mehr nicht. Deswegen bitte ich darum, 
damit behutsam umzugehen. Ich teile Ihnen das nur mit, weil ich das weiß. 

Es wurde kein Arzt hinzugezogen, dafür wurde nach meinem Kenntnisstand keine Not-
wendigkeit gesehen. 
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Zur Gleichzeitigkeit weiß ich nur das aus dem Bericht der Staatsanwaltschaft, in dem 
das als beinah gleichzeitig oder so ähnlich beschrieben wurde. 

Zum Vater kann ich Ihnen nichts sagen. 

Ich hoffe, jetzt haben wir fast alles beantwortet. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Ich habe ja vorhin schon ausgeführt, dass es 
in der Einrichtung einen Notfallplan für mögliche Entweichungen gibt, der natürlich die 
besonderen Umstände mit aufnimmt: einerseits die Gehörlosigkeit und andererseits 
die Erkrankung des Mädchens. Der Notfallplan beinhaltet die Information der zustän-
digen Polizeibehörde, dass aufgrund der Erkrankung des Mädchens eine lebensbe-
drohliche Situation nicht ausgeschlossen werden könne. Inwieweit hier eine lebensbe-
drohliche Situation vorlag, kann mittels des Berichts des LWL nicht eingeschätzt wer-
den. Teil des Notfallplanes ist es aber eben, mitzuteilen, dass eine solche Situation 
aufgrund der Erkrankung nicht ausgeschlossen werden könne. 

Der Vormund ist durch die Einrichtung informiert worden; neben der Polizeibehörde ist 
nach § 47 SGB VIII auch das Landesjugendamt informiert worden. Inwieweit es dann 
eine Hinzuziehung durch die Polizei gegeben hat, kann ich nicht beantworten. 

Herr Minister Reul hatte für die vorherigen Fälle des Aufgreifens bei Abgängigkeit ja 
schon ausgeführt, dass keine Konflikte oder Zwischenfälle bekannt seien. Gleiches gilt 
darüber hinaus für die Seite der Jugendhilfe, da uns dort zum jetzigen Zeitpunkt kei-
nerlei Auffälligkeiten irgendwelcher Art bekannt sind. 

Herr Minister Reul hat dazu gerade schon ausgeführt, und das kann von unserer Seite 
bekräftigt werden: Es hat über den Nachmittag hinweg Kontakte zwischen Familie und 
Einrichtung, auch zwischen Einrichtung und Polizei gegeben, sodass über den Tag, 
den Nachmittag hinweg ein Informationsaustausch gegeben war. 

Frau Gebauer hatte nach den grundsätzlichen Verabredungen hinsichtlich des Verlas-
sens der Einrichtung gefragt. Dazu kann ich grundsätzlich sagen, dass das Landesju-
gendamt berichtet hat, dass das Mädchen seine Vorhaben und die Dauer seiner Ab-
wesenheiten mit den zuständigen Mitarbeitenden grundsätzlich besprochen habe. Es 
ist ja eine offene Einrichtung, und grundsätzlich gilt, dass sie zum Abendessen um 
18 Uhr wieder in der Einrichtung sein soll. Das alles ist mit ihr so besprochen worden. 
Das ist das geklärte Verfahren. Trotzdem ist ausweislich der Aktenlage das Entwei-
chen nicht zum ersten Mal vorgekommen, aber bislang konnte es nach unserem bis-
herigen Kenntnisstand immer ohne weitere Zwischenfälle geklärt werden. 

Zu den weiteren Fragestellungen hinsichtlich der familiären Verhältnisse etc. kann ich 
zum jetzigen Zeitpunkt in dieser Sitzung nichts sagen. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich habe vergessen, eine Sache zu sagen: Der Bruder ist 
21. 
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Christina Kampmann (SPD): Ich hatte noch zwei Fragen aufgeschrieben, die Sie 
noch nicht beantwortet haben, auf die sie nicht eingegangen sind. Bodycamaufnah-
men gab es ja nicht. Gab es andere Aufnahmen, zum Beispiel über Funkgeräte? 

Eine Frage hatte Herr Hafke aufgeworfen, aber die beschäftigt mich auch: Warum ruft 
die Polizei erst mal einen Schlüsseldienst, anstatt sich über die Feuerwehr Zugang zu 
der Wohnung zu verschaffen, wenn die Dringlichkeit, die Tatsache bekannt war, dass 
das Mädchen um 21 Uhr wieder in der Wohngruppe sein musste, um Zugang zu den 
Medikamenten zu bekommen? Diese Dringlichkeit hat ja auch verhindert, dass Gebär-
dendolmetscher oder andere hinzugezogen wurden. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich habe noch eine Reihe von Wortmeldungen. Ich erin-
nere daran, dass wir die Sitzung in einer Viertelstunde schließen müssen. 

Marcel Hafke (FDP): Ich will darauf aufmerksam machen, dass zwar viele Fragen be-
antwortet worden sind, aber natürlich noch einiges unklar ist. 

Gegen 17 Uhr wurde die Polizei benachrichtigt. Die Kommunikation wurde zwischen 
Wohngruppe und Polizei und hinterher der Mutter geführt. Für mich fehlt an der Stelle 
die entscheidende Person. Was ist mit dem Amtsvormund? Das ist gegenüber dem 
Kind die Verantwortungsperson. Die Mutter ist nicht sorgeberechtigt gewesen. Ist also 
diejenige Person hinzugezogen worden, die eventuell ein Vertrauensverhältnis zum 
Kind hat und formal die Entscheidungen hinsichtlich seines Wohlergehens treffen 
kann? Was also war mit dem Amtsvormund? Ist der beim Jugendamt einbestellt wor-
den? Ist in den sieben Stunden versucht worden, dass der Amtsvormund vor Ort er-
scheint? Was ist in dieser Rolle genau passiert? Ich finde, das ist der Dreh- und An-
gelpunkt dafür, ob man diese Situation hätte deeskalieren können oder nicht. Das Ju-
gendamt hat an der Stelle schließlich eine entscheidende Mitverantwortung. 

Nina Andrieshen (SPD): Ich möchte eine Frage meiner Kollegin Kampmann ergän-
zen. Sie fragte danach, warum bei einer etwaigen medizinischen Notfalllage nicht die 
Feuerwehr hinzugerufen worden sei, um sich Zugang zur Wohnung verschaffen zu 
können. Meine Frage ist, warum medizinisches Personal – so wie Sie, Herr Minister 
Reul, es eben ausgeführt haben – nicht nötig war. Da stellt sich mir schon die Frage 
nach der Verhältnismäßigkeit des Einsatzes bzw. der Einsatzmittel. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich darf aufgrund der fortgeschrittenen Zeit darauf hin-
weisen, bitte nur neue Fragen zu stellen. 

Markus Wagner (AfD): Ich hatte die Frage gestellt, ob die verspätete Verabreichung 
der lebensnotwendigen Medikamente zu Verhaltensauffälligkeiten wie zum Beispiel 
Stimmungsschwankungen, Reizbarkeit, Gewalttätigkeit, Aggressivität, Verwirrtheit 
oder Ähnlichem führen könnte. Vor diesem Hintergrund stelle ich fest: 21 Uhr wäre – 
wenn wir das eben richtig gehört haben – die Zeit für die Medikamentengabe gewesen. 
Die Schussabgabe war um 01:30 Uhr, das heißt, die Gabe der Medikamente hatte sich 
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da bereits um viereinhalb Stunden verzögert. Die entscheidende Frage, die sich dar-
aus ergibt: Waren die eingesetzten Polizeibeamten über die Verhaltensauffälligkeiten, 
die mit der verspäteten Medikamentengabe möglicherweise verbunden waren, infor-
miert und konnten sich dementsprechend adäquat auf ihren Einsatz vorbereiten? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich wollte höflich an meine Frage zum DEIG erinnern und 
diese um die Frage ergänzen, ob es üblich ist, dass DEIGs – so wie ich es eben ver-
standen habe – auch als Taschenlampen verwendet werden. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ich möchte noch einmal auf das Thema „Kommunikation“ 
eingehen. Herr Minister, Sie haben präzisiert, dass die Kontaktaufnahme mit der 
Wohngruppe über Videocall stattgefunden habe. Da es ja offensichtlich Kontaktmög-
lichkeiten zur Mutter gab: Hat es Versuche der Polizei gegeben, auch einen Videocall 
mit der Mutter durchzuführen? Da dieser ganze Prozess einen gewissen Zeitraum ein-
genommen hat, in dem man vor der Tür stand und keinen Kontakt herstellen konnte: 
Hat man versucht, über die Wohngruppe mit einem Videocall auf die Mutter zuzuge-
hen? Hat so etwas in der Art stattgefunden? 

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Ich habe eine Rückfrage zu den Ausführungen von 
Herrn Minister Reul und schließe ein bisschen an die Frage von Frau Höller zum Taser 
als Lichtquelle an. Ich habe Ihre Antwort so verstanden, dass man den Taser als Licht-
quelle genutzt habe, als die Wohnung betreten worden sei. Ihr Eingangsstatement 
habe ich jedoch so verstanden, dass der Taser erst gezogen worden sei, als die Poli-
zisten sich in den Flur zurückzogen hätten. Wie passt das zusammen? 

Andreas Bialas (SPD): Eine kurze Frage, die sich anschließt. Es wurde davon ge-
sprochen, dass das Kind vermisst worden sei. Wir haben gehört, dass es mehrere 
Kontaktaufnahmen und Gespräche gegeben habe. Wusste man aus diesen Gesprä-
chen, dass sich das Kind in der Wohnung der Mutter befand? Bei den Vermisstenfällen 
bis dahin: Wurde das Kind irgendwo aufgegriffen, oder war es in der Regel immer bei 
der Mutter? Inwieweit konnte man zu diesem Zeitpunkt also davon ausgehen, dass 
sich das Kind auch tatsächlich in der Wohnung befand? 

Minister Herbert Reul (IM): Ich fange an und würde Herrn Hulverscheidt bitten, viel-
leicht noch ein paar Detailfragen zu beantworten, damit wir das genauer kriegen. 

Funk wird immer aufgezeichnet, aber ob der immer angeschaltet ist, ob es Störungen 
gibt, kann ich nicht beantworten. Ob in diesem Fall alles, was passiert ist, über Funk 
aufgezeichnet wurde, kann ich also nicht beantworten. Verstehen Sie den Unter-
schied? 

(Kopfschütteln von Christina Kampmann [SPD]) 

– Kurzfassung: Der Funk wird immer aufgezeichnet, wenn es ihn denn gibt; wenn es 
ihn nicht gibt, kann er auch nicht aufgezeichnet werden. Es könnte zum Beispiel mal 
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eine Störung geben, das weiß ich nicht. Deswegen kann ich nicht beantworten, ob 
diese ganze Geschichte über Funk aufgezeichnet worden ist, ja oder nein. 

Zu Sache, mit den 21 Uhr – es ist sehr schwer, wenn man nicht so viel sagen darf, 
aber ich versuche es noch mal –: Seitens der Wohngruppe wurde „um 21 Uhr“ gesagt. 
Die Mutter und die Wohngruppe hatten ja Kontakt, und in dem Zusammenhang – um 
diese Frage direkt mit zu beantworten – hat die Mutter am Anfang gesagt: Ja, sie ist 
hier. – Ob das stimmt oder nicht, wissen wir nicht. 

Übrigens, Herr Bialas, war sie in den vorherigen Fällen zwar auch, aber nicht immer 
bei der Mutter, sondern – das habe ich doch vorgelesen – auch am Bahnhof und was 
weiß ich wo. Das waren also sehr unterschiedliche Situationen. Seitens der Wohn-
gruppe wurde der Polizei gesagt, dass sie nach Aussage der Mutter dort sei. Und die 
Mutter hat gesagt, sie schicke sie rechtzeitig zurück, sodass sie um 21 Uhr wieder in 
Münster sei. Ich verkürze das jetzt mal ein bisschen. Daraufhin hat die Wohngruppe 
signalisiert, dass man damit – in Anführungszeichen –, leben könne, klarkommen 
könne. Deswegen wurden erst später gesteigerte Anstrengungen unternommen. 

Noch etwas zu den Zeitpunkten: Ich bin kein Mediziner, aber mir hat unser Polizeiarzt 
erklärt, dass man in dem Fall nicht sagen könne, dass es um so und so viel Uhr eine 
hohe Gefahr und um so und so viel Uhr weniger Gefahr gebe. Man kann nur sagen, 
dass man die Medizin am besten bis dann und dann gibt. Danach gibt es einen Zeit-
raum, den wir nur schwer eingrenzen können. Seine Aussage war – ich gebe es mal 
salopp wieder –: Um 9 Uhr morgens wäre es ganz sicher zu spät gewesen. – Jetzt 
nehmen Sie das bitte nicht wieder wörtlich und sagen: Also hatten die bis 9 Uhr Zeit. 

(Nadja Lüders [SPD]: Doch!) 

– Dann ziehe ich das sofort zurück. Das kann niemand beantworten, der das Kind nicht 
kennt, der nicht der Arzt von dem Kind ist. Das muss ganz präzise beantwortet werden. 
Ich wollte Ihnen nur sagen, dass 21 Uhr von der Wohngruppe als unproblematischer 
Zeitpunkt angesehen wurde. Danach wurde es problematisch; wann, wie schnell und 
wie sehr kann aber bis heute niemand beantworten. Dass die Sache nachts etwas 
brenzliger ist als um 21 Uhr oder 22 Uhr kann wahrscheinlich auch jeder nachvollzie-
hen. Daraus hat sich das ergeben. Die Wohngruppe und die Polizei haben sich immer 
wieder informiert. 

Taschenlampe und DEIG: Ich kann Ihnen nicht erklären, wann sie wo was gezogen 
haben. Ich weiß nur aus der Berichterstattung, dass sie diese Lichtquelle zusätzlich 
genutzt haben, um das zu beleuchten. Die haben ja auch die Taschenlampen ange-
habt. Das zusätzlich zu nutzen, halte ich auch für kein Problem. 

Die Polizei hat keinen Videocall gemacht, sondern hat sich auf die Kommunikation, die 
die Mutter mit der Wohngruppe hatte, auf deren Informationen verlassen. Das wird 
man irgendwann diskutieren. Um 20:05 Uhr hat die Mutter der Wohngruppe bei dieser 
Kommunikation signalisiert: Das Kind ist jetzt weg. – Dann waren die wieder entspannt; 
sie kam aber nicht an; dann waren die wieder gespannt. Wenn man dann hinter der 
Tür Geräusche hört und denkt, dass jemand da sein müsse, finde ich das zumindest 
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nachvollziehbar. Das muss aber nicht alles richtig sein. Das werden wir sehen. Und 
deswegen glaube ich, dass noch viele Fragen zu klären sind. 

LPD Dirk Hulverscheidt (IM): Die Öffnung von Türen ist angesprochen worden. Das 
kann auf drei Arten erfolgen, dabei kommt es auf die zeitliche Dringlichkeit an: Man 
macht es selber, tritt also ein; man nimmt die Feuerwehr zum Öffnen hinzu; man be-
stellt einen Schlüsseldienst. Was in diesem Einzelfall die einschreitenden Beamten 
dazu bewogen hat, den Schlüsseldienst beizuziehen, müsste man sie fragen. Das ist 
jetzt schwierig, weil es das laufende Ermittlungsverfahren gibt. Am Ende des Tages 
hängt es eben von der Einschätzung ab, also wie die zeitliche Dringlichkeit bewertet 
wird. Offensichtlich war es so, dass die einschreitenden Beamten gesagt haben: Es 
reicht aus, einen Schlüsseldienst hinzuzuziehen. – Das sind Fragestellungen – Herr 
Minister hat angedeutet, dass wir eine umfassende Einsatznachbereitung angeordnet ha-
ben –, die wir in der Einsatznachbereitung noch thematisieren müssen; was also richtig 
gewesen wäre. Ein Stück weit – aber das ist jetzt Spekulation – spielt da natürlich eine 
Rolle, ob man sofort reinmuss, weil die Medikamentengabe zu einem bestimmten Zeit-
punkt erfolgen muss. Möglicherweise waren das Fragestellungen und Aspekte, die die 
Beamten vor Ort in ihre Erwägungen einbezogen haben. 

Zur Hinzuziehung eines Arztes oder von medizinischem Personal: Das ist eine Frage, 
die wir auch haben, die ich aber jetzt nicht beantworten kann, weil das ein Aspekt ist, 
den man letztendlich bei der Einsatznachbereitung beurteilen muss. 

Vorsitzende Angela Erwin: Jetzt habe ich noch eine Wortmeldung; bitte kurz halten, 
wir müssen um 09:59 Uhr enden. 

Nadja Lüders (SPD): Ich glaube, dass das nicht die letzte Sitzung zu dieser Thematik 
sein wird. 

Mir stellt sich gerade die Frage: War dieses Kind noch vermisst? Wenn die Einrichtung 
fein damit ist, dass das Mädchen um 21 Uhr wieder in der Einrichtung ist und bekannt 
ist, dass das Mädchen bei der Mutter ist, kann es nicht als vermisst gelten. Auf welcher 
Grundlage ist dann dieser Einsatz erfolgt? Ich glaube, diese Fragen sind nicht geklärt. 

(Unruhe) 

Minister Herbert Reul (IM): Um 20:05 Uhr hat die Mutter gesagt: Das Mädchen ist 
abgängig. – Damit war sie wieder nirgendwo. Und es galt im Grunde eine Vermissten… 

(Nadja Lüders [SPD]: Die Mutter?) 

– Am Anfang hat die Wohngruppe das Mädchen als vermisst gemeldet. Dann kam der 
Hinweis der Mutter: Sie ist hier. – Und dann kam der Hinweis der Mutter: Sie ist weg. – 
Damit war sie wieder nirgendwo. 

(Nadja Lüders [SPD]: Okay!) 

Dann war es für uns erst recht bedeutungsvoll. 
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Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Um das zu ergänzen: Die Mutter hat sich bei 
der Einrichtung gemeldet und gesagt, dass das Mädchen abgängig sei. Damit ist nach 
unserem Kenntnisstand nicht verbunden, dass die Mutter gesagt hätte, dass sie wieder 
auf dem Weg zurück nach Münster sei, sondern vielmehr, dass sie abgängig sei. Das 
ist der Polizei durch die Einrichtung unmittelbar mitgeteilt worden. Später am Abend 
hat die Einrichtung noch mal Kontakt mit der Polizei aufgenommen, um die Frage zu 
stellen, ob es einen neuen Sachstand gebe, was den Aufenthalt des Mädchens an-
gehe, ob man das Mädchen also wieder aufgefunden habe. 

Zur Frage nach der Informierung des Vormundes: Der Vormund ist mit der ersten Ver-
misstenanzeige um 17:20 Uhr informiert worden. Inwiefern die Polizei auf den Vor-
mund zugegangen ist, diese Person hinzugezogen hat, entzieht sich natürlich meiner 
Kenntnis. Es ist aber sofort sichergestellt worden, dass auch der Vormund informiert 
wird. Außerdem wurde sichergestellt, dass es eine 47er-Meldung an das Landesju-
gendamt gab. Darüber hinaus wurde – wie gerade schon dargestellt – der Austausch 
zwischen Einrichtung und Polizei sichergestellt, sodass die Informationen, die von der 
Mutter bzw. der Familie an die Einrichtung gegangen sind, auch der Polizei übermittelt 
werden konnten. 

Vorsitzende Angela Erwin: Damit sind wir am Ende der Sitzung angekommen. 

(Markus Wagner [AfD]: Keine Antwort auf meine Frage! – Weitere Zu-
rufe) 

Wir haben keinen nichtöffentlichen Teil, da Frau Ministerin Paul eben angekündigt hat, 
zur familiären Situation keine … 

(Minister Herbert Reul [IM]: Darf ich das trotzdem beantworten?) 

– Ja. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich habe das schon rübergerufen: Die Frage, ob jemand 
verhaltensauffällig wird, wenn er Medikamente nicht nimmt, kann ich nicht beantwor-
ten. Fragen Sie Ihren Arzt oder Apotheker. 

(Lachen – Markus Wagner [AfD]: Natürlich kann man das beantwor-
ten!) 

Damit ist auch diese Antwort gegeben. Die Sitzung ist hiermit geschlossen. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

Anlage 
04.12.2025/05.12.2025 
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Düsseldorf, den 20. November 2025 

Beantragung einer Sondersitzung des Innenausschusses und des Ausschusses für Familie, 
Kinder und Jugend gemäß § 53 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen - Polizeieinsatz in Bochum am 17.11.2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

laut aktuellen Pressemeldungen kam es am 17. November 2025 in Bochum zu einem 
Polizeieinsatz, bei dem ein Beamter auf ein zwölfjähriges Mädchen schoss, nachdem dieses die 
eingesetzten Polizisten mit zwei Messern angegriffen hatte. Den Berichten zufolge wurde das 
Mädchen dabei lebensgefährlich am Bauch verletzt und musste notoperiert werden. 

Den vorliegenden Informationen zufolge ist das Mädchen gehörlos und auf lebenswichtige 
Medikamente, laut Medienberichten Insulin, angewiesen. Es lebt demnach nicht bei seinen 
Eltern, sondern in einer Wohngruppe in Münster. Nachdem sie dort den ganzen Tag nicht 
gesehen worden war, sollen die Betreuer eine Vermisstenmeldung aufgegeben haben. Die 
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Polizei habe daraufhin die Suche eingeleitet und das Mädchen in der Wohnung der ebenfalls 
gehörlosen Mutter angetroffen. Dieser soll das Sorgerecht sowie das 
Aufenthaltsbestimmungsrecht entzogen worden sein. 

Nach Angaben der Polizei verweigerte die Mutter den Beamten den Zutritt zur Wohnung. Die 
Kommunikation sei ohne Dolmetscher erfolgt. Um zu dem Mädchen zu gelangen, sollen die 
Einsatzkräfte die Frau in den Hausflur gezogen und mit Handschellen fixiert haben. Als die 
Beamten schließlich die Wohnung betraten, soll die Zwölfjährige mit zwei großen 
Küchenmessern aus der Küche gekommen sein und die Polizisten angegriffen haben. 

Unklar ist bisher, ob und in welchem Umfang es vor dem Einsatz einen Austausch zwischen 
dem Jugendhilfeträger, dem Jugendamt und der Polizei gegeben hat, um die Lebenssituation 
des Kindes vor dem Einsatz adäquat einschätzen zu können und welche Informationen den 
handelnden Beamten zur Verfügung standen. Dies hat besondere Bedeutung, da laut 
Presseberichterstattung die Polizei zuvor eine Stunde vor Ort war, bevor die Mutter die 
Wohnungstür öffnete. Wie die Mutter auf die Polizisten im Treppenhaus aufmerksam wurde, 
ist derzeit noch nicht bekannt. 

Zur Abwehr des Angriffs setzte ein Polizist demnach einen Taser ein, während ein anderer 
Beamter mit seiner Dienstwaffe schoss und dabei die Verletzungen verursachte. 

Der Vorfall, bei dem ein Kind einen Messerangriff verübte und infolge eines polizeilichen 

Schusswaffeneinsatzes schwer verletzt wurde, hat in der Öffentlichkeit umfangreiche 

Reaktionen hervorgerufen. Die Anteilnahme darüber, dass ein Minderjähriger durch 

polizeiliches Handeln schwer verletzt worden ist, ist groß. Zugleich sorgt die Tatsache für 

Bestürzung, dass ein Kind Polizeibeamte mit Messern angegriffen haben soll und die Situation 

dadurch so tragisch eskalierte. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um die Einberufung einer gemeinsamen Sondersitzung des 

Innenausschusses sowie des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend gemäß § 53 Abs. 2 

der Geschäftsordnung des Landtags NRW. In dieser Sitzung sollen der Minister des Innern 

sowie die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration über 

den Vorfall berichten. 

Wir regen an, dass die Sondersitzung am Mittwoch, den 26.11.2025 stattfindet, damit den 

beteiligten Ministerien und Behörden ausreichend Zeit für die Vor- und Aufbereitung bleibt 

und umfassend berichtet werden kann. 

Mit freundlichen Grüßen 
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